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Kläger und Revisionskläger,

-Prozeßbevollmächtigterz .z.....................—

3 e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am
47. Dezember 4975 ohne mündliche Verhandlung durch

den Vorsitzenden Richter Dr. B r o c k e ,
die Richter H e n n i g und B e n d e r
sowie die ehrenamtlichen Richter H e i m a n n

und L e n z für Recht erkannt}

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Koblenz vom 16. Januar 1975 wird

zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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I.

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet

ist, dem Kläger für die Zeit vom 4. Juni 4974 bis 5. August

4974 Konkursausfallgeld (KauG) zu gewähren.

Der Kläger war seit dem 4. Mai 4970 bei der Fa. "R

Fertigmöbel de K und W OHG" in Nastätten be—

schäftigt. Vom 4. Juni 4974 an wurde ihm, wie auch den übrigen

Betriebsangehörigen, wegen Zahlungsschwierigkeitnr der Firma

fristlos und am 20. Juni 4974 fristgemäß zum nächst zulässigen

Termin gekündigt. Durch einen vor dem Arbeitsgericht geschlossenen

Vergleich wurde der Zeitpunkt der Beendigung der Arbeitsverhält-

nisse später auf den 6. August 4974 festgesetzt.

Am 40. Juli 4974 stellte die Arbeitgeberin des Klägers beim
_

Amtsgericht (AG) Koblenz einen Antrag auf Eröffnung des Konkurs—

verfahrens über ihr Vermögen. Sie erklärte, einen Kostenvorschuß

nicht zahlen zu können. Mit Beschluß vom gleichen Tage lehnte des

AG diesen Antrag mangels einer die Kosten des Verfahrens deckenden

Konkursmasse gem. 5 407 Abs. 4 der Konkursordnung (KO) ab. Etwa
von diesem Zeitpunkt an soll nach der Aussage des persönlich

haftenden Gesellschafters w vor dem AG Koblenz der
Betrieb ganz stillgelegen haben.

Am 46. Juli 4974 stellte die Firma zwei ehemalige Arbeitnehmer

neu ein und meldete sie bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse
(AOK) an. Nach Auskunft der Firma erfolgte die Neueinstellung
für eine befristete Zeit zur Abwicklung der noch zu erledigenden
geschäftlichen und betrieblichen Obliegenheiten.

Mit Schriftsatz vom 22. Juli 4974 beantragte die AOK Rhein—Lahn,

Verwaltungsstelle St. Goarshausen, als Gläubigerin die Eröffnung
des Konkursverfahrens und zahlte einen Massekostenvorschuß in
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Höhe von 5.000,— DM ein. Durch Beschluß des AG Koblenz vom

5. August 1974 wurde daraufhin das Konkursverfahren eröffnet

und ein Konkursverwalter bestellt.

Am 14. August 1974 stellte der Kläger beim Arbeitsamt (ArbA)

Montabaur einen Antrag auf Gewährung von KauG.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit der Begründung ab, nach

Art. 5 5 1 des Gesetzes über KauG seien Leistungen erstmals

in Insolvenzfällen zu gewähren, die nach Inkafttreten des

Gesetzes am 20. Jüli 1974 eingetreten seien (Bescheid vom
26. August 1974; Widerspruchsbescheid vom 5. Oktober 1974).

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

mit Urteil vom 16. Januar 1975 abgewiesen. Es hat ausgeführt:

Der Kläger habe keinen Anspruch auf KauG. Nach Art. 5 5 1 S. 1
des Gesetzes über KauG (Drittes Gesetz zur Fnderung des Arbeits—

förderungsgesetzes -AFG— vom 17. Juli 1974 — BGBl I 1481) seien

die Bestimmungen des AFG über die Gewährung von KauG erstmals
in den Fällen anzuwenden, in denen das Konkursverfahren über das

Vermögen des Arbeitgebers nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes

eröffnet worden sei. Da das Gesetz über KauG am 20. Juli 1974

in Kraft getreten sei, liege zwar die Konkurseröffnung

(5. August 1974) nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Doch

sei gemäß Art. 5 5 1 S. 2 des Gesetzes über KauG in Verbindung
mit 5 444 b Abs. 3 AFG der Eröffnung des Konkurses die Ab—
weisung des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens mangels

Masse gleichgestellt. Die Rechtslage sei demnach ebenso zu be-

urteilen, wie wenn das Amtsgericht Koblenz durch den Beschluß

vom 10. Juli 1974 das Konkursverfahren eröffnet hätte. Art. 5

5 1 des Gesetzes über das KauG, der den zeitlichen Geltungs—
bereich der Vorschriften über das KauG bestimme, sei hinsicht-

lich der Frage, inwieweit die verschiedenen Tatbestände der

Zahlungsunfähigkeit sich zueinander verhielten, anders auszu-
legen als 5 141 b AFG, der den Grund des Anspruches betreffe.

@444 b Abs. 4 AFGstelle es allein darauf ab, daß das Konkurs-
verfahren eröffnet sei. Die weiteren Alternativen (Abweisung

des Eröffnungsantrags mangels Masse oder vollständige Beendigung
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der Betriebstätigkeit) seien der Eröffnung des Konkursverfahrens

nur gleichgestellt, wenn ein Konkursverfahren nicht eröffnet

werden sei.

Das SG hat die Revision zugelassen.

Gegen das am 8. Februar 4975 zugestellte Urteil hat der Kläger

am 5. März 4975 Revision eingelegt. Die Beklagte hat mit am

7. März 4975 eingegangenen Schreiben ihr Einverständnis erklärt.

Der Kläger rügt eine unzutreffende Auslegung des Art. 5 5 4 des

Gesetzes über das KauG. Der 2. Hälbsatz des 5 4 sei so zu ver—

stehen, daß es nur dann auf einen der Hilfstatbestände ankomme,

wenn nach Inkrafttreten des Gesetzes der Konkurs nicht eröffnet

worden sei. Das SG habe 5 444 b AFG richtig ausgelegt, indem es
ausgeführt habe, daß es in erster Linie auf den Zeitpunkt der

Eröffnung des Konkursverfahrens ankomme. Dasselbe habe aber

auch für Art. 5 5 4 des Gesetzes über KauG zu gelten. Sowohl bei

der Anwendung des 5 444 b AFG wie auch des Art. 5 5 4 des Gesetzes

über KauG seien die drei in Betracht kommenden Tatbestände, nämhch

Konkurseröffnung, Abweisung des Antrages “uf Konkurseröffnung

mangels Masse und Betriebseinstellung in der vom Gesetz vorge—
gebenen Reihenfolge zu prüfen, und zwar in der Weise, daß bei

Bejahung der vorausgehenden Fallgruppe die nachfolgende nicht

mehr von Bedeutung sei. Auszugehen sei dabei von der Sachlage zur
Zeit der Antragstellung. Sei zu diesem Zeitpunkt das Konkursver—

fahren eröffnet worden, so sei dieser Tatbestand für die Beklagte

allein maßgebend. Daß schon vorher einer der nicht gleichrangigén

Hilfstatbestände vorgelegen habe, sei dann nicht mehr erheblich.

Eine Befugnis, zwischen dem Regeltatbestand des 5 444 b Abs. 4 AFG

und den nicht gleichrangigen Hilfstatbeständen des 5 444 b Abs. 5
AFG zu wählen, könne der Beklagten nach dem Wortlaut, Sinn und
Zweck des Gesetzes nicht zugebilligt werden; denn sonst wäre der

Beklagten die Möglichkeit gegeben, sich zum Nachteil der Arbeit—
nehmer die finanziell jeweils günstigste Fallgruppe herauszugreifen.
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Der Kläger beantragt,

das Urteil des SG Koblenz vom 46. Januar 4975 aufzuheben

und die Beklagte unter Aufhebung der Bescheide vom
26. August 4974 und vom 5. Oktober 4974 zu verpflichten,

dem Kläger ein Konkursausfallgeld in der gesetzlich vor-
geschriebenen Höhe zu gewähren. '

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält die Entscheidung des SG für im Ergebnis zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung (5 424 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz

—SGG-) einverstanden erklärt.

II.

Die Revision ist zulässig. Daß die Zustimmung der Beklagten zur
Einlegung der Revision entgegen 5 464 Abs. 4 S. 5 SGGnicht der
Revisionsschrift beigefügt geWesen ist, ist“unschädlichg„defsieß

noeh innerhalb der Revisionsfrist eingegangen ist (BSG SozR Nrn.6,

44 und 47 zu 5 464 SGG).
Die Revision ist jedoch nicht begründet. Dem Kläger steht kein
Anspruch auf KauG für die Zeit vom 4. Juni bis 5. August 4974 zu.

Voraussetzung, Art und Umfang des KauG ergeben sich aus den

55 444 a bis n AFG. Diese Bestimmungenwurden mit Wirkung vom
20. Juli 4974 durch_das Gesetz über KauG in das AFG eingefügt

(BGBl I 4484). Sie wurden zum Teil durch Art. 27 des Einführungs—
gesetzes zum Einkommenssteuerreformgesetz (EG-EStRG) vom
24. Dezember 4974 (BGBl I 5656) rückwirkend zum 20. Juli 4974

(Art. Sf 27 Nr. 20 u. 24 EGpEStRG) geändert.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 _

Nach $ 141 b Abs. 1 AFG n.F.hat Anspruch auf KauG ein Arbeit-

nehmer, der bei Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ver-

mögen seines Arbeitgebers für die letzten, der Eröffnung des

Konkursverfahrens vorausgehenden drei Monate des Arbeitsver—

hältnisses noch Ansprüche auf Arbeitsentgelt hat. Der Eröff—

nung des Konkursverfahrens stehen nach 5 141 b Abs.} AFG gleich

die Abweisung des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens

mangels Masse und die vollständige Beendigung der Betriebs—

tätigkeit, wenn ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfah-

rens nicht gestellt werden ist und ein Konkursverfahren offen-

sichtlich mangels Masse nicht in Betracht kommt.

Gemäß Art. 5 5 1 des Gesetzes über KauG sind die Vorschriften

des Dritten Unterabschnitts des Vierten Abschnitts der AFG

erstmals in den Fällen anzuwenden, in denen das Konkursver—

fahren über das Vermögen des Arbeitgebers nach dem Inkraft—

treten dieses Gesetzes eröffnet worden ist; 5 141 b Abs.} des

AFG gilt entsprechend. Aufgrund dieser Bestimmungen wäre KauG

dem Kläger nur dann zu zahlen,wenn die Eröffnung des Konkurs—

verfahrens am 5.August 1974 einen Anspruch auf diese Leistung

hätte auslösen können. Das ist indessen nicht der Fall.

9 141 b AFG kennt ebenso wie Art. 5 5 1 des Gesetzes über KauG
drei Alternativen: Die Eröffnung des Konkurses, die Abweisung

des Antrags auf Eröffnung des Konkurses mangels Masse und die
vollständige Beendigung der Betriebstätigkeit, wenn ein Antrag

auf Eröffnung des Konkursverfahrens nicht gestellt worden ist

und ein Konkursverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in

Betracht kommt. Diese Tatbestände sind nich' nur maßgeblich

für das Eintreten des Leistungsanspruchs. Sie bestimmen grund-

sätzlich auch den Zeitpunkt, von dem aus die drei Monate zu be-

rechnen sind, für die der rückständige Lohn durch das KauG abge-

deckt wird. Außerdem richtet sich nach dem Zeitpunkt ihres Ein-

treten9, ob die Bestimmungen über das KauG überhaupt anzuwenden
sind (Art. 5 5 1 des Gesetzes über Kaug). Treten zwei dieser
Tatbestände nacheinander ein, wie im vorliegenden Fall, so
stellt sich die Frage, welcher von ihnen maßgebend sein soll.
Wortlaut, Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung, und zwar
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sowohl des $ 141 b AFG wie auch des Art. 5 % 1 des Gesetzes über

KauG lassen erkennen, daß der zuerst eingetretene Tatbestand ent-
scheidend ist.

Das KauG ist eine Versicherungsleistung. Der Gesetzentwurf der

Bundesregierung spricht deshalb davon, daß die Sicherung der

Arbeitsentgelte durch eine Konkursausfallversicherung im Rahmen

der Sozialversicherung erreicht werde (BR-Drucks. 9/74, S. 1).

Versichert sind die Arbeitnehmer gegen den Verlust ihres Lohnes

infolge Zahlungsunfähigkeit ihres Arbeitgebers. Gewährt werden die

Versicherungsleistungen durch die Bundesanstalt, die die Mittel

hierzu" von den Arbeitgebern erhält. Versicherungsfall ist dem

Grundgedanken des Gesetzes nach die Zahlungsunfähigkeit des

Arbeitgebers (5 141 a AFG). Damit das Arbeitsamt über die Anträge

auf KauG schnell entscheiden kann, soll es jedoch nicht selbst

prüfen müssen, ob eine Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers vor-
liegt. Die Regelung des 5 141 b AFG Imacht deshalb den Anspruch
von leicht zu überhlickenden Tatbeständen abhängig, die die

Zahlungsunfähigkeit sichtbar machen (Entwurf der Bundesregierung

BR—Drucks. 9/74 s. 41/12, Begründung zu 5 444 b AFG). Wird daher
der Konkursantrag auf Eröffnung des Konkurses mangels Masse abge—

lehnt, so ist die Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers und damit

eine Voraussetzung für die Gewährung des KauG bereits nachgewiesen.

Eine auf der fortdauernden Zahlungsunfähigkeit beruhende spätere
Eröffnung des Konkursverfahrens vermag den Versicherungsfall nicht

noch einmal herbeizuführen oder den bereits erfolgten Eintritt des

Versicherungsfalles wieder rückgängig zu machen.
Die Auffassung des Klägers, die Eröffnung des Konkurses sei der

"Grundtatbestand", die beiden anderen Fallgruppen des 5 141 b
Abs. 5 AFG dagegen nur "Hilfstatbestände", die nur dann von Be—
deutung sein können, wenn nicht - sogar zeitlich später — der Kon—

kurs eröffnet werde, kann dem Wortlaut des Gesetzes nicht entnommen

werden. Dem 5 141 b Abs. 5 AFG ist im Gegenteil zu entnehmen, daß
die dort genannten Alternativen der Eröffnung des Konkursverfahrens

"gleichstehen".
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Richtig an der Auffassung des Klägers ist nur, daß die in 5 444 b

Abs. 3 AFG zuletzt genannte Alternative aus tatsächlichen Gründen

nicht oder nur selten vorliegen kann, wenn das Konkursverfahren

eröffnet worden ist. Wird nämlich der Konkurs durchgeführt, so ist

es höchst zweifelhaft, ob vorher schon, wie die dritte Alternative

es voraussetzt, "ein Konkursverfahren offensichtl' h mangels Masse

nicht in Betracht gekommen ist".

Nicht nur der Wortlaut, sondern auch Sinn und Zweck des Gesetzes

lassen erkennen, daß mit der zuerst verwirklichten Alternative

des 5 444 b AFG der Versicherungsfall eingetreten und damit die
Leistungspflicht der Beklagten ausgelöst worden ist. Eine andere

Auffassung würde zu Folgen führen, die dem Gesetzeszweck zuwider—

liefen.

Kommt ein Unternehmer derart in geldliche Schwierigkeiten, daß er

nicht mehr ausreichend flüssig ist,und muß er daher zum verein-

barten Zeitpunkt der Lohnzahlung (gewöhnlich am Monats— oder-

Wochenende) den Arbeitslohn schuldig bleiben, so entsteht eine

Interessenlage, bei der der Arbeitgeber und die Arbeitnehmer gemein—

sam eine möglichst lange Sicherung der Lohnforderungen durch die

Bundesanstalt wünschen müssen, während das Gesetz diesen Zeitraum

begrenzen muß, um die die Konkursausfallversicherung tragenden

Unternehmer nicht übermäßig zu belasten. Der in Zahlungsschwierig-

keiten geratene Arbeitgeber wird nämlich in aller Regel noch

versuchen, seinen Betrieb aufrecht zu erhalten und zu diesem Zweck

neue Mittel zu erlangen. Je länger seine Arbeitnehmer auch ohne

Lohnzahlung ihm die Treue halten, umso länger hat er diese Chance

und umso höher ist der Kredit, den er von ihnen erhält, und zwar

zu einem Zeitpunkt, zu dem er gewöhnlich von einer Bank keinen

Kredit mehr erhalten wird. Die Arbeitnehmer sind einerseits
darauf angewiesen, ihren Lohn umgehend zu beziehen, werden aber
auch den Verlust ihres Arbeitsplatzes fürchten und daher geneigt
sein, eine gewisse Zeit stillzuhalten in der Hoffnung, daß der
Unternehmer seine Liquidität wiedergewinnen zrde.

Das Gesetz über das KauG schützt die Arbeitnehmer vor den Nach—

teilen, die ihnen aus diesem Verhalten erwachsen, indem es eine
Garantie der BA für die Lohnzahlung begründet. Im Interesse der

_9._
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diese Lohngarantie gebenden Versicherung und der sie tragenden

Unternehmer kann die Sicherung durch das KauG jedoch nicht zu
weit ausgedehnt Werden. Aus den 55 144 a und 444 b AFG ist zu
entnehmen, daß die Arbeitnehmer von dem Zeitpunkt an nicht mehr

gesichert sein sollen, zu dem durch das Hervortreten der Tat-

bestände des 5 441 b AFGoffenbar ist, daß weiteres Zuwarten
zwecklos geworden ist. Ist durch das Konkursgericht die Er—

öffnung des Konkurses abgelehnt werden, so können die Arbeit-

nehmer grundsätzlich nicht mehr erwarten, für einen weiterhin
demArbeitgeber gestundeten Lohn durch die Bundesanstalt Ersatz
zu erhalten. Wollte man aber entgegen dem Wortlaut der 55 144 a
und 444 b AFG annehmen, daß die verschiedenen Alternativen des
5 444 b AFG zueinander in einem Rangverhältnis stehen, so würde
der Zeitpunkt ungewiß, bis zu dem die Arbeitnehmer versicherunge—

rechtlich geschützt vorleisten dürfen. Es würde zudem die Mög-

lichkeit eröffnet, daß der zahlungs= Hige Arbeitgeber seine
Arbeitnehmer zum Schaden der Versichezung zu einem längeren Zu-

warten veranlassen könnte, als es nach dem Gesetzeszweck erlaubt

sein soll. Wäre z.B. schon der Konkurs mangels Masse abgelehnt

(etwa nach Antrag eines Gläubigers), und schuldete der Arbeit-
geber seinen Arbeitnehmern erst zwei Mon ‘sgehälter, so könnte

er sie noch zu weiterem Bleiben veranlassen mit dem Versprechen,

er werde schlimmstenfalls noch genügend Masse zusammenbringen,

um einen auf seinen Antrag eröffneten Konkurs zu ermöglichen.

Der Gesetz8eber hat diesen Widerstreit der Interessen bereits
gesehen und ihn in der Weise lösen wollen, daß nach dem erst—

maliSen offenbaren Hervortreten der Zahlungsunfähigkeit durch
einen der Tatbestände des 5 141 b AFG eine Sicherung durch das
KauG nicht mehr erfolgen soll. So hat schon die Begründung der
Bundesregierung zum Gesetzesentwurf darauf hingewiesen, daß es
dem zah1unßsunfiihigen Arbeitgeber nicht ermöglicht werden solle,
mit den Arbeitnehmern "weitgehende Stundungsvereinbarungen zu
treffen und damit seinen Kreditrahmen zu Lasten der Konkurs—
versicherung zu erweitern” (BR-Drucks. 9/7ü S. 40).

..’]o..
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Für die Vom Senat vertretene Auslegung des 5 444 b AFG spricht

auch die ursprüngliche Fassung dieser Vorschrift @444 b in der

Fassung vor der Änderung durch das EG—EStRGsah nämlich die Ge—

währung von KauG nicht für die letzten drei Monate des Arbeitsver-

hältnisses vor Eröffnung des Konkursverfahrens bzw. des gleich—

gestellten Ereignisses, sondern für die jeweils dem Ereignis voraus-

gehenden drei Monate vor. Ein Vorrang der nachträglichen Konkurs-

eröffnung gegenüber ihrer (vorherigen) Abweisung mangels Masse hätte

nach altem Recht zur Folge gehabt, daß der Anspruch auf KauG für den

Arbeitnehmer möglicherweise verkürzt worden wäre.

Ist aber davon auszugehen, daß die Konkurseröffnung, ihre Abweisung

mangels Masse und die vollständige Betriebseinstellung (5 444 b Abs.4

und 5 AFG) gleichwertige — die endgültige Zahlungsunfähigkeit des

Arbeitgebers nachweisende - Tatbestände für den Anspruch auf KauG

sind, so ist aus der Ubergangsvorschrift des Art. 5 5 4 des Gesetzes

zu schließen, daß die Vorschriften über das KauG nur für die Fälle

Anwendung finden, in denen einer dieser Tatbestände "erstmals" nach

Inkrafttreten des Gesetzes, also dem 20. Juli 4974, verwirklicht

worden ist. Das ist im vorliegenden Falle nach den unangegriffenen

und daher für den Senat bindenden Feststellungen des SG jedoch nicht

gegeben, denn die Abweisung der Konkurseröffnung mangels Masse (5 444 b

Abs. 5 1vm Art. 5 5 4) ist am 40. Juli 4974 erfolgt.

Das SG hat zutreffend erkennt, daß im vorliegenden Falle der Umstand

rechtlich unerheblich ist, daß der Arbeitgeber des Klägers zwischen
der Abweisung der Konkurseröffnung mangels Masse und der nach dem
20. Juli 4974 erfolgten Konkurseröffnung noch Arbeitnehmer eingestellt
hatte. Aus dieser Einstellung, die aus bürotechnischen Gründen erfolgte,

können deshalb keine rechtlichen Folgerungen gezogen werden, weil die

Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers des Klägers in derbezeichneten
Zeit bis zur Konkurseröffnung nicht beseitigt worden ist. Die Ab-

weisung der Konkurseröffnung mangels Masse und die spätere Konkurs—
eröffnung beruhten also auf derselben Zahlungsunfähigkeit des Arbeit-
gebers.

Zu Recht ist das SG ferner davon ausgegangen, daß es im Rahmen des
5 444 b Abs. 5 AFG bei Abweisung des Antrags auf Konkurseröffnung
mangels Masse nicht auf den Tag der Rechtskraft des Beschlusses des
Konkursgerichts, sondern auf den Zeitpunkt des Erlasses der Ent—
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scheidung ankommt (vgl. dazu Schönefelder/Kranz/Wanka 380 Anm.

E 8). Mit dem Erlaß des Beschlusses ist nämlich die Zahlungs—

unfähigkeit des Arbeitgebers i.S. des % 441 3 AFG hervorgetreten
und nachgewiesen.

Das SG hat somit im Ergebnis zutreffend entschieden; die
Revision des Klägers ist daher als unbegründet zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 Abs. 1 SGG.
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